
DpL-Initiative stösst auch bei 
Regierung auf wenig Gegenliebe
Skepsis Die Demokraten pro Liechtenstein wollen Rentner von der Kostenbeteiligung in der Krankenversicherung befreien. 
Der Vorschlag geniesst aber nur wenig Rückhalt – auch bei der Regierung, die nun in einem Bericht und Antrag davon abrät.

VON MICHAEL WANGER

Die Absicht ist zweifellos 
eine Gute, doch an der 
Sinnhaftigkeit scheiden 
sich die Geister. Am 12. Mai 

reichten die Demokraten pro Liech-
tenstein (DpL) eine Gesetzesinitiati-
ve ein, die Rentner von der Kosten-
beteiligung in der obligatorischen 
Krankenversicherung befreien soll. 
Die Franchise von 500 Franken sei 
besonders für diejenigen Pensionis-
ten eine Belastung, die auf eine me-
dizinische Versorgung angewiesen 
sind. Besonders, weil die Lebenshal-
tungskosten stetig steigen, die Ren-
ten aber seit zehn Jahren nicht mehr 
erhöht wurden, erklärten die DpL 
im Mai.

Gegenargumente überwiegen
Sowohl der Liechtensteiner Senio-
renbund als auch das Ministerium 
für Gesellschaft und Kultur äusser-
ten Ende Mai im «Volksblatt» ihre 
Bedenken: Die neue Regelung würde 
sich auf lange Frist negativ auf die 
Krankenkassenprämien der jungen 
Bevölkerung auswirken. Auch die 
Parteien bemängelten das «Giess-
kannenprinzip». Eine Kostenbefrei-
ung komme nicht nur bedürftigen 
Pensionisten zugute, sondern auch 
reichen. Es brauche eine weitrei-
chendere Lösung.

Nun hat die Regierung dem Landtag 
einen Bericht und Antrag (BuA) zum 
Thema vorgelegt. Das Ministerium 
für Gesellschaft und Kultur unter-
streicht darin seine Argumente vom 
Mai. Die DpL hätten richtig erkannt, 

dass ein Erlass der Franchise für 
Rentner jährlich rund 3,4 Millionen 
Franken kosten würde. Deckt der 
Staat diesen Betrag nicht, würden 
die Krankenkassenprämien der Jün-
geren um 8.50 Franken monatlich 

respektive 100 Franken jährlich stei-
gen. Ein höherer Staatsbeitrag an 
die obligatorische Krankenversiche-
rung könnte dies folglich verhin-
dern. Dennoch erachtet die Regie-
rung die Initiative der DpL als wenig 
sinnvoll.

Es gibt bereits Massnahmen
Bereits heute zahlen Rentner einen 
tieferen Selbstbehalt als Erwachsene. 
Er liegt bei 10 Prozent und maximal 
450 Franken, während Erwachsene 
20 Prozent bis maximal 900 Franken 
bezahlen müssen. Die dadurch ent-
stehende Differenz von 3,9 Millionen 
Franken tragen laut BuA die jünge-
ren Prämienzahler. Hinzu komme, 
dass das Land alleine 2020 Prämien-
verbilligungen in Höhe von 9,4 Milli-
onen Franken bewilligt hat.
Weiter erinnert die Regierung dar-
an, dass die Renten beziehungswei-
se deren Anpassung an den Konsu-
mentenpreisindex geknüpft sind. 
Als Basis diene das Jahr 2015 mit ei-
nem Index von 100 Punkten. Die Re-
gierung müsse die Renten erst erhö-
hen, wenn dieser 106,5 Punkte er-
reicht. Laut BuA liegt er derzeit aber 
bei 101,9 Punkten.
Die Initiative der DpL hat damit ei-
nen schweren Stand. Ob es die Vor-
lage dennoch schafft, zeigt sich an 
der nächsten Landtagssitzung im 
September.

Bereits am 26. Mai holte sich das «Volksblatt» erste Reaktionen ein. (Faksimile: VB)
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